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Tiefe politische Gräben in Nepal: Demonstranten fordern den Rücktritt von Premierminister Bhattarai.  
Kathmandu, 4. August 2012. 	�  REUTERS / Navesh Chitrakar

2006 wurde der Bürgerkrieg in Nepal durch ein Friedensabkommen beendet. Nach anfänglichen 
Fortschritten ist der Friedensprozess ins Stocken geraten. Die Transformation Nepals in einen 
demokratischen und föderalistischen Staat wird durch politische Machtkämpfe blockiert. Die Läh-
mung des Friedensprozesses überschattet auch das friedens- und entwicklungsfördernde Enga-
gement der Schweiz in Nepal, das aufgrund seines integrierten Ansatzes Modellcharakter besitzt.

NEPAL: STOCKENDER FRIEDENSPROZESS 
UND SCHWEIZER ENGAGEMENT

Fragiler Transformationsprozess
In welche Richtung wird sich Nepal weiter-
entwickeln? Wird es den Akteuren gelingen, 
die politische Blockade zu überwinden und 
beim Aufbau eines demokratischen, födera-
listisch organisierten Staates einen Schritt 
vorwärts zu kommen und damit auch die 
Basis für eine wirtschaftliche Entwicklung 
zu schaffen? Oder wird das Land an der 
Grösse der Herausforderungen und an der 
fehlenden Kompromissbereitschaft der po-
litischen Verantwortungsträger scheitern, 
mit dem Risiko, von einem fragile zu einem 
failed state zu werden? Dies ist die Kernfra-
ge, die sich sechs Jahre nach Ende des Bür-
gerkriegs stellt. 

Nepal ist mit rund 26 Millionen Einwoh-
nern und einer Fläche von ca. 147’181 Qua-
dratkilometern für asiatische Verhältnis-
se ein kleines Land. Räumlich ist es in die 
Hochgebirgsregion (ca. 56 %), das Mittel-
land (ca. 30 %) und das Terai, den nepalesi-
schen Teil der Ganges-Tiefebene (ca. 14 %), 
gegliedert. Geostrategisch prägend ist die 
Lage zwischen den beiden grossen Nach-
barstaaten China und Indien. Indien ist 
mit Nepal wirtschaftlich und politisch eng 
verflochten und übt einen zentralen Ein-
fluss auf die dortigen Entwicklungen aus. 
Die indische Wahrnehmung Nepals wird 
dabei stark von Sicherheitsüberlegungen 
geprägt. Die Verbindungen der Maoisten 
in Nepal zu maoistischen Kreisen in Indien 
(Naxalites) rief in Neu-Delhi zeitweise star-
kes Misstrauen hervor. Die Beziehungen 
zwischen Nepal und China sind weniger in-
tensiv. Für Peking steht neben wirtschaftli-
chen Beziehungen das Verhindern von pro-
tibetischen Aktivitäten durch die tibetische 
Diaspora in Nepal im Vordergrund. 

2006 unterzeichneten die maoistischen Auf-
ständischen und die Regierung Nepals den 
Comprehensive Peace Accord (CPA), welcher 
einen 10-jährigen Bürgerkrieg beendete. Lo-
kale und internationale Akteure hofften, der 
CPA würde einen soliden Rahmen für den 
Transformationsprozess Nepals von einer 
autokratischen Monarchie zu einer plura-
listischen, demokratischen Republik bieten. 
Tatsächlich wurden in den letzten Jahren 
gewisse Fortschritte erzielt: Ein Wiederauf-
flammen des Bürgerkriegs konnte verhin-
dert werden, 2008 wurde die Wahl für eine 
verfassungsgebende Versammlung (Consti-
tuent Assembly, CA) durchgeführt und auch 
die umstrittene Frage der Integration und 
Rehabilitation der ehemaligen maoistischen 
Rebellen konnte gelöst werden. 

Inzwischen ist der Friedensprozess ins Sto-
cken geraten. Innerhalb und ausserhalb 

Nepals macht sich Ernüchterung breit. Der 
CA ist es trotz mehrfacher Verlängerung 
ihrer Amtszeit nicht gelungen, eine neue 
Verfassung auszuarbeiten. Nach Ablauf 
der letzten Frist kündigte Premierminister 
Baburam Bhattarai Neuwahlen an. Diese 
könnten frühestens im Frühjahr 2013 statt-
finden. Ihre Durchführung ist allerdings un-
sicher, da die Parteien tief zerstritten sind. 

Die Blockade des Friedensprozesses tangiert 
auch das schweizerische Engagement. Ne-
pal ist für die Schweiz sowohl im Bereich 
der zivilen Friedensförderung als auch der 
Entwicklungszusammenarbeit ein Schwer-
punktland. Vor allem aber ist Nepal seit der 
ersten integrierten Strategie von 2005 ein 
Testfall für die Bestrebungen der Schweiz, 
ihre aussen-, sicherheits- und entwicklungs-
politischen Ziele im Rahmen eines Whole of 
Government-Ansatzes zu verfolgen. 
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Leninist, UML, 108 Sitze) sowie das Madhesi 
People’s Rights Forum (54 Sitze). Im Mai 2008 
schuf die CA die Monarchie ab, erklärte Ne-
pal zur säkularen, demokratischen Republik 
und wählte den NC-Vertreter Ram Baran 
Yadav zum ersten Präsidenten. Ein Durch-
bruch gelang 2011/12 auch in der umstritte-
nen Frage der Integration der maoistischen 
Kämpfer in die Armee. Von den rund 19’600 
Personen, die die UNMIN als maoistische 
Kombattanten verifiziert hatte, wurden 
schliesslich gut 1450 in die nepalesische Ar-
mee aufgenommen. Die anderen wurden 
rehabilitiert oder frühzeitig pensioniert. So 
konnte die problematische «Ein Land, zwei 
Armeen»-Situation aufgelöst werden. 

Politische Blockade
Derzeit stockt die Umsetzung des Friedens-
abkommens. Da es der CA auch nach der 
vierten Fristverlängerung nicht gelungen 
war, eine neue Verfassung auszuarbeiten, 
lief ihr Mandat am 28. Mai 2012 aus. Eine 
erneute Verlängerung hatte das Oberste 
Gericht untersagt. Das Scheitern der CA 
bedeutet einen herben Rückschlag für den 
Friedensprozess. Zudem entstand ein legis-
latives Vakuum, da die CA auch parlamenta-
rische Funktionen ausgeübt hatte. Die vom 
maoistischen Premierminister Bhattarai 
ursprünglich für November 2012 angekün-
digten Neuwahlen mussten bereits wieder 
verschoben werden. Als nächstmöglicher 
Termin werden April oder Mai 2013 ge-
nannt. Derzeit verhandeln die Parteien über 
eine Regierung der nationalen Einheit zur 
Vorbereitung der Wahlen. Ob der vorgese-
hene Wahltermin diesmal eingehalten wer-
den kann, ist fraglich. Dies sorgt für anhal-
tende Unsicherheit. Beobachter befürchten 
zudem, dass die Neuwahlen zu erneuten 
Gewaltausbrüchen führen. 

Die wichtigste Hürde für den Entwurf ei-
ner neuen Verfassung bildet die Frage des 
in der Interimsverfassung vorgesehenen 
föderalistischen Staatsaufbaus. Der Föde-
ralismus soll eine Dezentralisierung der 
Macht und einen besseren Einbezug bis-
her marginalisierter Gruppen ermöglichen 
und zudem die Akzeptanz der ethnischen 
und kulturellen Diversität Nepals besie-
geln. Doch der Föderalismus ist umstritten. 
Die Fronten verlaufen sowohl zwischen als 
auch innerhalb der verschiedenen Parteien.

Tendenziell befürworten die CPN-M, die 
Madhesi und ethnisch und regional gepräg-
te Akteure föderalistische Ansätze, während 
die NC, die UML und bisher dominierende 
Ethnien und Kasten einen Einflussverlust 
gegenüber dem Status quo befürchten. Es 

der Monarchie und ein Ende des feudalisti-
schen Systems. Nach der Machtübernahme 
durch König Gyanendra 2001 verschärfte 
sich die Situation und die Gewalt nahm 
zu. 2005 entliess Gyanendra die Regierung, 
übernahm die Regierungsgewalt und rief 
den Ausnahmezustand aus. Dies legte den 
Grundstein zur Einigung zwischen den 
Maoisten und den wichtigsten Parlament-
sparteien auf der Basis einer gemeinsa-
men Opposition gegen die Monarchie. Im 
Friedensabkommen vom November 2006 
zwischen den Maoisten und der Sieben-
Parteien-Allianz gelang es, den Bürgerkrieg 
zu beenden, der rund 16’000 Personen das 
Leben gekostet hatte. Zentrale Elemente 
des CPA waren die Ausarbeitung einer neu-
en Verfassung, die Neuorganisation des 
Staates, der bessere Einbezug benachteilig-
ter Gruppen, die Integration und Rehabili-
tation der maoistischen Rebellen, die Rück-
gabe des beschlagnahmten Eigentums, die 
Bearbeitung der strukturellen Konfliktursa-
chen, der Schutz der Menschenrechte sowie 
eine soziale, wirtschaftliche und politische 
Transformation Nepals. 

Zwischen 2006 und 2008 wurden beträcht-
liche Fortschritte bei der Umsetzung ge-
macht. Meilensteine waren die Integration 
der Maoisten in den politischen Prozess, 
der Erlass einer Übergangsverfassung so-
wie die Durchführung von Wahlen für eine 
verfassungsgebende Versammlung 2008. 
Die Wahlen wurden von der United Nations 
Mission in Nepal (UNMIN) begleitet, welche 
seit 2007 in Nepal präsent war, aufgrund 
indischer Vorbehalte allerdings nur über ein 
enges Mandat verfügte. Aus den Wahlen 
gingen – zur Überraschung der etablierten 
Parteien – die Maoisten als stärkste Kraft 
hervor. In der neugewählten CA, die 601 Sit-
ze umfasste, waren über 20 Parteien vertre-
ten. Die vier stärksten waren die Communist 
Party of Nepal (Maoists, CPN-M, 229 Sitze), 
die Nepali Congress Party (NC, 115 Sitze), die 
Communist Party of Nepal (Unified Marxist 

Nepal ist eines der ärmsten Länder Asiens, 
auch wenn in den letzten Jahren gewisse 
Fortschritte erzielt wurden. Das jährliche 
Bruttoinlandprodukt pro Kopf beträgt rund 
525 US$. Rund 57 % der Bevölkerung müssen 
mit unter 2 US$ pro Tag auskommen und 
etwa 25 % leben unterhalb der nationa-
len Armutsgrenze (1996: 42 %; 2003: 31 %). 
Dabei fällt dieser Anteil je nach Bevölke-
rungsgruppe unterschiedlich aus. Das Wirt-
schaftswachstum betrug in den letzten 
zehn Jahren durchschnittlich 4 %. Auf dem 
Human Development Index 2011 rangiert 
Nepal auf Rang 157 von 187 Staaten, einen 
Rang hinter Nigeria und einen vor Haiti. 

Die Bevölkerung ist in zahlreiche Ethnien, 
Kasten, Religionen und Sprachen unterteilt. 
Es werden über 100 Sprachen gesprochen. 
Die Bevölkerung ist zu rund 80 % hindu-
istisch, daneben gibt es buddhistische, 
muslimische, christliche und animistische 
Minoritäten. Grosse Bedeutung haben die 
ethnische Herkunft und die Kastenzuge-
hörigkeit. Diese Faktoren stellen zentra-
le Zugangskriterien zu politischer Macht 
und wirtschaftlichen Möglichkeiten dar. 
Dominierenden Einfluss besitzt traditio-
nell die sogenannte caste hill Hindu elite 
(CHHE), welche rund 31 % der Bevölkerung 
ausmacht. Diskriminierung aufgrund von 
Ethnie, Kaste, Geschlecht und Religion – z.B. 
gegenüber Dalits («Unberührbare»), indi-
genen Gruppen, den im Terai beheimateten 
Madhesis, Frauen und Muslimen – prägen 
Nepal bis heute. 

Damit kommen in Nepal zwei strukturel-
le Faktoren zusammen, welche gemäss 
empirischen Untersuchungen das Bürger-
kriegsrisiko merklich erhöhen: ausgepräg-
te Armut und ausgeprägte Ungleichheit 
zwischen verschiedenen Bevölkerungs-
gruppen. 1996 kam es zum bewaffneten 
Aufstand maoistischer Rebellen gegen die 
autokratische, hinduistische Monarchie. Die 
Aufständischen forderten die Abschaffung 

Nepal und seine Nachbarn
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Konflikt. Die unter Entwicklungsakteuren 
verbreitete Auffassung von Entwicklungs-
zusammenarbeit als einem überwiegend 
technischen und apolitischen Prozess liess 
sich nicht mehr aufrechterhalten. 

Die Schweiz entschloss sich, ihre Program-
me auch unter diesen schwierigen Um-
ständen fortzusetzen. Sie passte sie aber 
ab 2002 verstärkt an den Konfliktkontext 
an und führte ein konfliktsensitives Pro-
gramm-Management ein. Dabei ging es bei-
spielsweise darum, wie ein unabsichtliches 
Schüren des Konflikts verhindert, die Unter-
stützung marginalisierter Gruppen sicher-
gestellt und das eigene Personal geschützt 
werden konnte. Zudem stellte sich die Frage, 
wie eng man mit den nach 2005 national 
und international desavouierten staatlichen 
Institutionen zusammenarbeiten sollte. 

Vor dem Hintergrund der Absicht des Bun-
desrates, sich stärker als zuvor in der zivilen 
Friedensförderung zu engagieren, sondier-
te die Schweiz auch in dieser Richtung. Ab 
Mai 2005 ergänzte ein Senior Advisor for 
Peace Building in Nepal (SAPN), der von der 
Politischen Abteilung IV des EDA (heute Ab-
teilung Menschliche Sicherheit) entsandt 
worden war, das bereits existierende Koope-
rationsbüro der DEZA in Kathmandu. Das 
Vertrauen, das die Schweiz aufgrund ihrer 
langen Tätigkeit in Nepal genoss, und ihre 
Kontakte zu allen am Konflikt beteiligten 
Akteuren ermöglichten, dass dieser im Vor-
feld des Friedensabkommens eine wichtige 
Rolle als Berater und Fazilitator übernahm. 
Die Schweiz war dabei nur einer neben zahl-
reichen anderen internationalen Akteuren 
wie Indien, Grossbritannien, den USA, der EU 
oder der UNO, die sich ebenfalls für eine Be-
endigung des Bürgerkriegs einsetzten. 

Die Schweiz ist auch nach dem Abschluss 
des Friedensabkommens in Nepal präsent 
geblieben und hat ihre Aktivitäten sowohl 
im Friedensförderungs- als auch im Ent-
wicklungsbereich ausgebaut. Hauptziel 
ist zum einen die Unterstützung des Frie-
densprozesses und des Aufbaus eines de-
mokratischen und föderalistischen Staates, 
welcher die Rechtsstaatlichkeit achtet und 
die Menschenrechte und die Menschliche 

det den Friedensprozess. Lackmustest für 
die künftige Entwicklung ist, ob es gelingt, 
die geplanten Neuwahlen geordnet durch-
zuführen und wieder eine funktionierende 
parlamentarische und verfassungsgebende 
Versammlung zu etablieren.

Die Rolle der Schweiz
Die Schweiz ist in Nepal stark engagiert. 
Dieses Engagement ist nicht einfach ei-
nes unter vielen, sondern geniesst einen 
speziellen Status. Erstens ist die Schweiz 
seit dem Beginn ihrer staatlichen Entwick-
lungshilfe in den frühen 1950er-Jahren in 
Nepal präsent. Dank dieser jahrzehntelan-
gen Entwicklungskooperation verfügt sie 
über ein aussergewöhnliches Vertrauens-
kapital vor Ort. Zweitens ist Nepal sowohl 
für die zivile Friedensförderung als auch 
für die Entwicklungszusammenarbeit der 
Schweiz ein Schwerpunktland. Und drit-
tens haben die schweizerischen Aktivitä-
ten in Nepal insofern eine besondere Be-
deutung, als es sich dabei für die Schweiz 
um einen Modellfall hinsichtlich der Im-
plementierung eines Whole of Govern-
ment-Ansatzes (WGA) handelt. 

Beim WGA geht es darum, die verschie-
denen Instrumente und Aktivitäten un-
terschiedlicher Verwaltungseinheiten auf 
nationaler Ebene auf gemeinsame Ziele 
auszurichten, in eine einheitliche Strategie 
einzubinden und besser aufeinander ab-
zustimmen. Damit soll die Effektivität des 
nationalen Engagements gesteigert und 
der Ressourceneinsatz optimiert werden. 
In fragilen Kontexten steht dabei primär 
eine bessere Koordination der Sicherheits-, 
der Friedens- und der Entwicklungsagenda 
im Vordergrund, wie dies im ursprünglich 
von Kanada geprägten Slogan «3D» (diplo-
macy, development, defence) zum Ausdruck 
kommt. 

Während Jahrzehnten war die Schweiz bzw. 
die Direktion für Entwicklung und Zusam-
menarbeit (DEZA) in Nepal vor allem mit 
Aktivitäten im land- und forstwirtschaft-
lichen Bereich, mit Infrastrukturprojekten 
(z.B. Brücken- und Strassenbau) sowie in 
den Bereichen nachhaltige Ressourcenbe-
wirtschaftung und Berufsbildung präsent. 
Der Ausbruch des Bürgerkriegs 1996 stellte 
die Resultate einer jahrzehntelangen Tä-
tigkeit infrage. Dies führte in der Schweiz 
ebenso wie bei den anderen internationalen 
Geberstaaten und -organisationen zu einer 
selbstkritischen und nicht immer einfachen 
Auseinandersetzung mit den Wechselwir-
kungen zwischen den eigenen Entwick-
lungsaktivitäten und dem gewaltsamen 

kursieren verschiedene Vorschläge. Um-
stritten sind u.a. Anzahl, Grösse, geografi-
sche Einteilung, Namen und Kompeten-
zen möglicher föderalistischer Einheiten. 
Beispielsweise fordern die Madhesi und 
indigene Gruppen Regionen, in denen sie 
gemeinsam den bisher dominierenden Be-
völkerungsgruppen zahlenmässig überle-
gen sind. Die Madhesi verlangten gar einen 
einheitlichen Madhesstaat, welcher das 
gesamte Terai umfassen sollte. Inzwischen 
sind sie von dieser Maximalforderung ab-
gerückt. NC und UML warnen, ein auf Eth-
nie und Identität basierender Föderalismus 
sei ein Spaltpilz für die nepalesische Ge-
sellschaft. Die vorgeschlagenen Einheiten 
seien wirtschaftlich nicht überlebensfähig 
und gefährdeten die Integrität des Staates. 

Zusätzliche Herausforderungen erschweren 
den Transformationsprozess. Grundprob-
lem sind die Mängel bei der guten Regie-
rungsführung. Korruption ist weit verbrei-
tet. Die Menschenrechtslage ist weiterhin 
unbefriedigend, die Mission des Office of 
the High Commissioner on Human Rights 
(OHCHR) wurde Ende 2011 von der Regie-
rung nicht verlängert. Die im CPA vorgese-
henen Mechanismen zur rechtlichen Auf-
arbeitung der Bürgerkriegszeit (transitional 
justice) wurden nicht umgesetzt. Die Politik 
ist durch eine tiefe Zerstrittenheit zwischen 
und Grabenkämpfe innerhalb der Partei-
en gekennzeichnet. Demonstrationen und 
Streiks sind häufig. Die starke Fragmentie-
rung der Parteienlandschaft führt zudem 
zu fehlender Stabilität, was sich in häufigen 
Regierungswechseln äussert. Seit 2006 wa-
ren fünf Premierminister im Amt. 

Externe Beobachter machen in erster Linie 
die Führungspersönlichkeiten der Partei-
en für die Blockade des Friedensprozesses 
verantwortlich. Die fehlende inhaltliche 
Kompromissbereitschaft, die Priorisierung 
der eigenen Machtsicherung, der fehlende 
Einbezug von Parteibasis und Bevölkerung, 
die rhetorische Agitation – kurz, die politi-
sche Brinkmanship von allen Seiten trägt 
eine wesentliche Mitschuld an der gegen-
wärtigen Situation. Das kompromisslose 
Festhalten der politischen Verantwortungs-
träger an ihren jeweiligen Interessenma-
ximierungs-Strategien birgt beträchtliche 
Risiken für den weiteren Prozess. Neben 
der politischen Blockade sind vor allem 
ein zunehmender Legitimitätsverlust der 
Parteien und eine Erosion des Vertrauens 
der Bevölkerung in die Problemlösungska-
pazität der demokratischen Institutionen 
zu befürchten. Die wachsende Frustration 
zahlreicher Bevölkerungsgruppen gefähr-
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http://www.undp.org.np/constitutionbuilding-archive/constitutionnepal/interim.php
http://www.deza.admin.ch/de/Home/Laender/Suedasien_und_Himalaja/Nepal
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gend auf die Bedürfnisse der DEZA und auf 
quantitative Indikatoren ausgerichtet.

Die Erfahrungen, die die Schweiz im Rah-
men ihrer Kooperationsstrategie für Nepal 
mit dem WGA gemacht hat, sind insge-
samt positiv. Dies belegt auch eine kürzlich 
durchgeführte externe Evaluation des DEZA-
Engagements in fragilen Kontexten, wo das 
integrierte Vorgehen in Nepal mehrfach 
gelobt wird. Ein Vorteil dieses Ansatzes liegt 
darin, dass die Programme sich im Idealfall 
gegenseitig verstärken und dass ihre Ge-
samtwirkung dadurch zunimmt. Dies ist 
beispielsweise der Fall, wenn die Schweiz 
ihre Aktivitäten sowohl im politischen als 
auch im sozialen und im wirtschaftlichen 
Bereich spezifisch auf die Unterstützung be-
nachteiligter Gruppen ausrichtet. Durch das 
breitgefächerte und gleichzeitig aufeinan-
der abgestimmte Engagement erhöht sich 
zudem die Glaubwürdigkeit der Schweiz.

Die Schweiz will sich weiterhin in Nepal 
engagieren. Die Kooperationsstrategie 
2013 – 2017 wird demnächst verabschie-
det. Der integrierte Ansatz wird beibehal-
ten und vertieft. Absicht ist es, nicht nur 
ein gemeinsames Dokument vorzulegen, 
sondern auch effektiv gemeinsame Ziele 
zu formulieren. Angesichts der derzeiti-
gen Lage in Nepal ist allerdings Realismus 
angebracht. Wie rasch die Transformation 
Nepals zu einem demokratischen, födera-
listisch aufgebauten Staat mit sozialen, 
wirtschaftlichen und politischen Entfal-
tungsmöglichkeiten für alle Gruppen vo-
ranschreitet, wird hauptsächlich von den 
weiteren Entwicklungen vor Ort abhän-
gen. Mit ihrem fortgesetzten Engagement 
kann die Schweiz diese Transformation 
aber unterstützen – gerade in dieser heik-
len Phase des Friedensprozesses. 

teten Kooperationsstrategien 2005 – 2008 
sowie 2009 – 2012 zum Ausdruck kommt. 
Die hauptsächlich beteiligten Akteure 
sind seitens der DEZA die entsprechenden 
Abteilungen der Regionalen Zusammen-
arbeit sowie der Humanitären Hilfe und 
seitens der Politischen Direktion des Au-
ssenministeriums die Abteilung Menschli-
che Sicherheit (AMS) sowie die Abteilung 
Asien und Pazifik. In Nepal wurde 2009 
das DEZA-Kooperationsbüro in eine inte-
grierte Botschaft umgewandelt, wobei 
der schweizerische Botschafter gleichzei-
tig die Funktion des Country Directors der 
DEZA ausübt. Auch der Senior Advisor for 
Peacebuilding der AMS ist der Botschaft 
angegliedert. Deutlich wird anhand dieser 
Übersicht, dass in diesem Fall der Whole 
of Government- eigentlich einem «Whole 
of EDA»-Ansatz entspricht, da die militäri-
sche Friedensförderung – abgesehen vom 
befristeten Einsatz der schweizerischen 
Militärbeobachter im Rahmen der UNMIN 
– nicht in die Nepal-Strategie involviert ist.

Die Nepal-Kooperationsstrategien der 
Schweiz werden in einem aufwändigen 
Prozess gemeinsam von der Botschaft in 
Kathmandu und den involvierten Bundes-
stellen in Bern ausgearbeitet. Die Koordi-
nation liegt vor allem bei der Regionalen 
Abteilung der DEZA, die auch über die 
weitaus grössten finanziellen und per-
sonellen Ressourcen verfügt. Das Budget 
der DEZA-Abteilung Asien und Pazifik für 
Nepal betrug 2012 rund 30 Millionen CHF, 
jenes der AMS knapp 1,3 Millionen CHF. 
Diese Mittel entstammen nicht einer ge-
meinsamen Budgetlinie, sondern verschie-
denen Rahmenkrediten. Die unterschied-
liche Grössenordnung der verfügbaren 
finanziellen Ressourcen schlägt sich auch 
in der Ausrichtung und der Gestaltung 
der Programme nieder. So wurden im Rah-
men der Strategie 2009 – 2012 der Löwen-
anteil von gut 60 % der Mittel im Bereich 
sozio-ökonomische Entwicklung und Ar-
mutsreduktion und rund 30 % im Bereich 
Friedensförderung und Staatsaufbau ein-
gesetzt. Auch das Reporting ist überwie-

Sicherheit gewährleistet. Zum anderen 
geht es um die Förderung der sozio-öko-
nomischen Entwicklung, die Reduktion der 
Armut sowie um die Unterstützung aus-
gewählter Millenium Development Goals. 
Geografisch ist die Schweiz landesweit tä-
tig, wobei sie zwei Schwerpunktregionen 
definiert hat. Bei ihren Programmen ar-
beitet sie mit der nepalesischen Regierung 
sowie mit lokalen und internationalen 
Partnerorganisationen zusammen. 

Beispielsweise begleitet der derzeitige Se-
nior Advisor for Peacebuilding den Friedens-
prozess im Rahmen der Nepal Transition 
to Peace (NTTP) Initiative, in deren Rahmen 
zusammen mit lokalen Fazilitatoren ver-
sucht wird, auch ausserhalb formeller Ins-
titutionen und Kanäle einen Dialog unter 
den verschiedenen Akteuren aufrechtzu-
erhalten. Die Schweiz stellte zudem eine 
Expertin für Verfassungsfragen und Föde-
ralismus zur Verfügung und lud 2011 hoch-
rangige Parteienvertreter zu Verhandlun-
gen in die Schweiz ein. Weiter unterstützt 
sie die Arbeit von Constitution Information 
Centers, welche die Bevölkerung für Verfas-
sungsfragen sensibilisieren sollen. Mittels 
Projekten in der beruflichen Ausbildung, im 
Infrastrukturbereich (Unterhalt und Ausbau 
von Strassen und Brücken) und bei der Res-
sourcennutzung (nachhaltige Bodenbewirt-
schaftung, Vermarkung landwirtschaftlicher 
Produkte) soll zudem speziell für marginali-
sierte Bevölkerungsgruppen die Möglichkeit 
geschaffen werden, sich eine Existenzgrund-
lage aufzubauen. In begrenztem Ausmass 
unterstützt die Schweiz Nepal auch huma-
nitär. Zwischen 2007 und dem Missions
ende 2011 waren zudem schweizerische Mi-
litärbeobachter in der UNMIN aktiv.

Für solche Aktivitäten wandte die Schweiz 
zwischen 2009 und 2012 rund 130 Mio. 
CHF auf, was durchschnittlich gut 32 Mio. 
CHF pro Jahr entspricht. Dieser jährliche 
Beitrag soll künftig vor dem Hintergrund 
der Aufstockung des Rahmenkredits für 
die Entwicklungszusammenarbeit und der 
angekündigten Priorisierung der Hilfe in 
fragilen Kontexten noch etwas ansteigen. 
Damit ist die Schweiz finanziell ein be-
deutender Akteur und bewegt sich in den 
Top Ten der Geberstaaten, was die Official 
Development Aid (ODA) an Nepal betrifft. 
Dies stärkt ihr Gewicht sowohl im lokalen 
als auch im internationalen Kontext.

Bereits seit 2005 verfolgt die Schweiz in 
Nepal einen Whole of Government-Ansatz, 
der in den von verschiedenen Verwal-
tungseinheiten gemeinsam ausgearbei-
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